
«Familie und Beruf»

Überschüsse
sinnvoll verwenden
Die FAK wurde gegründet, um Fa-
milien zu unterstützen – genau die-
ses Ziel wird mit der Initiative ver-
folgt. Es sollen unter anderem Kita-
Plätze subventioniert werden, um 
Familien zu entlasten. Warum soll 
das verkehrt sein? Es kommen neue 
Felder zu den bereits bestehenden 
dazu (Kindergeld, Alleinerziehen-
denzulage, Geburtenzulage). Diese 
werden nicht ersetzt. Es muss sich 
also niemand fürchten, dass die be-
stehenden Kinderzulagen gestri-
chen werden. Die Gegner argumen-
tieren, es handle sich um eine Un-
gleichbehandlung der Familienmo-
delle. Der Entscheid, vollumfäng-
lich für seine Kinder da zu sein, 
werde abgewertet. Doch wer sagt 
dies? Seien wir doch ehrlich: Wer 
sich leisten kann, dass ein Elternteil 
komplett auf seine Erwerbstätigkeit 
(und damit seinen Lohn, seine Vor-
sorge fürs Alter, aber vor allem auf 
seine Tätigkeit im erlernten Beruf) 
verzichtet, ist normalerweise nicht 
auf finanzielle Unterstützung ange-
wiesen. Denn die, die das Geld 
brauchen, müssen heute schon ei-
ner Erwerbstätigkeit nachgehen. 
Echte Wahlfreiheit ist nämlich nicht 
gegeben, damit zu argumentieren 
ist ein Affront gegen alle Alleiner-
ziehenden und Working Poors. Die 
Familienpolitik in Liechtenstein ist 
sehr konservativ und steht seit Jah-
ren still. Die Wirtschaftskammer 
hat erkannt, dass es Zeit ist, etwas 
zu ändern. Die FAK hat Überschüs-
se in Millionenhöhe, warum diese 
Gelder nicht sinnvoll für Familien 
verwenden? Schade ist, dass die 
Diskussion nicht sachlich geführt 
wird, sondern emotional – es wer-
den Ängste und Neid geschürt. Wol-
len die Gegner eine Giesskannenför-
derung aller Familien (unabhängig 
vom gewählten Modell und der Ein-
kommenssituation), finanziert aus 
der FAK, in der zu 97 Prozent die 
Arbeitsgeber – also indirekt die 
nicht selbstständig Erwerbstätigen – 
einbezahlen?? Dann müsste sich die 
Familienpolitik generell verändern. 
Nämlich in Richtung längerer be-
zahlter Elternzeit, die sich beide El-
ternteile teilen, höherer Kinderzula-
gen, besserer Chancen für Teilzeit-
arbeitnehmer, etc. Es ist ein Fakt, 
dass die vorliegende Initiative nicht 

alle Themen der Vereinbarkeit löst 
und lösen kann. Diesen Anspruch 
erhebt sie aber auch gar nicht. Un-
sere Gesetzesvertreter sind gefor-
dert, sie müssen sich dieses Themas 
annehmen. Eins ist klar: Mit gesell-
schaftspolitischen Themen fängt 
man keine Stimmen, somit ist abzu-
sehen, dass ein Nein zu dieser Initi-
ative als fehlendes Interesse und 
fehlende Notwendigkeit gewertet 
würde und der Stillstand bleibt. Das 
eine tun und das andre nicht las-
sen! Daher: ein klares Ja.

Christina Zimmer,
Fürst-Franz-Josef-Strasse 46, Mauren

Diskriminierung
von Frauen und
Familien – Nein!
Initiative = Vermögensabbau der Fa-
milienausgleichskasse für die Wirt-
schaft!
Die Wirtschaftskammer schreibt in 
ihrem Flyer unter der Rubrik «Fi-
nanzierung ist gesichert»: «Firmen 
mit längerer Wartefrist der Taggeld-
versicherung erhalten eine Rücker-
stattung der Löhne.»
Im Klartext heisst das: Unterneh-
mer, die eine Taggeldversicherung 
abschliessen, die erst nach 360 Ta-
gen Wartefrist mit der Taggeldaus-
zahlung beginnt, werden bei An-
nahme der Initiative neu eine Rück-
erstattung der Löhne aus der Fami-
lienausgleichskasse (FAK) erhalten. 
Das ist eindeutig eine Wirtschafts- 
und keine Familienförderung, weil 
aus der Familienausgleichskasse 
Löhne bezahlt werden!
Dann zur Aussage «die Finanzie-
rung ist gesichert»: Das Vermögen 
für Kinderzulagen sei gross genug. 
Es stellt sich nur die Frage, wie lan-
ge noch und was ist, wenn es zur 
Neige geht. Die von der Familien-
ausgleichskasse ausbezahlten Löh-
ne für Mutterschaftstaggeld fehlen 
später für Familienzulagen. In den 
von der Wirtschaftskammer angege-
benen, jährlich zu zahlenden 6,5 
Millionen Franken sind jene Leis-
tungen, die die Betriebe bisher 
selbst erbracht haben und von de-
nen gar keine Meldung an die Kran-
kenkassen erfolgte, nicht mit einge-
rechnet. Vor allem Grossbetriebe 
mit langen Wartefristen sollen in 
den Genuss dieser Subvention kom-
men, obwohl sie nie danach ver-
langten! Möchten Sie, dass die Fa-
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